
Kirchliche und religiOse Fragen

agere eirormen auf mühsamen
Zum gegenwäartigen an der Revision des Kirchenrechts

Kardınal Pericle Felici, der Vorsitzende der Kardı- in die Canones aufgenommen werden, sondern
nalskommuıssion für dıe Revis:on des Kirchenrechts, hat bei NUr die grundlegenden juristischen Normen, die für die
mehreren Anlässen, 7uletzt ın der Vollversammlung der Kırche Gültigkeit haben Wohl könne eine urze
Bischofssynode ın Rom (vgl ds Hefl, 655) Ok- Einleitung über die Notwendigkeit und die Funktion des

Kirchenrechts un über die Art un: den Zweck des rund-tober 197/4, mitgeteilt, daß seıt Maı 71966 die 104 Konsul-
oren dieser Kommuissıon 150 Sıtzungen UQ  - insgesamt vorausgehen; sejen auch kurze lehrhafte Hın-

weise ın den Canones möglıch, dort, notwendig4915 Arbeitsstunden abgehalten haben: daß dıe Kommus-
$10N iınzwischen aXu5s$ S0 Kardinälen aM 25 Natıonen be- erscheıint, die Verbindlichkeit des Gesetzes betonen. Der
steht und daß 104 onsultoren au} Studiengruppen Stil oll juristisch, nıcht theologisch sein.
merteilt sind: Grundgesetz der Kırche; Systematische
Einteilung des kıyrchlichen Gesetzbuches;: Allgemeine Dıie wichtigsten Forderungen auteten: Das Grundgesetz

mu{fß ein Höchstmafß Stabilität haben ModifizierungenNormen; Hierarchie; Orden („Instiıtute der oll-
kommenheit“); Rechte der Gläubigen UuN! der La:en können ausschließlich VO  - Päpsten oder VO allgemeıinen

Kirchenversammlungen beschlossen werden. Das Modi-un das Vereinigungsrecht; Heilige Orte und Zeiten
und Gottesdienst; Sakramente mıiıt Ausnahme der Ehe:; fizierungsverfahren soll 1n das Grundgesetz selbst auf-

Ehe; 70 Kirchliches Lehramt: Kirchengüter; S  2000001 werden. lle anderen kirchlichen (Gesetze sol-
12. Prozeßrecht; 13. Strafrecht. Von unı 1969 hbis Jun len damıt übereinstımmen un: auch iın Übereinstimmung
1974 hat die Kommuissıon 77 Lieferungen der „Communt- damıt ausgelegt werden. Es siınd Organe notwendig, die

diese Gesetze auf das Grundgesetz als Ma{(ßstab hın pru-catıiıones“ herausgegeben miıt Berichten über die Tätigkeit
der Studiengruppen. Das Amıt des Sekretärs ıst ım ugen- fen können, auf Ersuchen oder VO'  3 AÄAmts CN. In die-

SCINMN Juristischen Sınn se1 das Grundgesetz als fundamentalblick vakant; Zweiıter Sekretär ıst der Löwener Professor
Wi;lhelm Oncliın. Dıie allgemeine Versammlung bezeichnen, nıcht 1mM theologischen Sınn, nach dem

Christus, Evangelium un Überlieferung Fundament derder Bischofssynode “DO September his ZU hto-
Kirche sind.ber 1967 hatte einer Reihe ‘VO:  s Grundsätzen zugestimmlt,

die für die Reviısı:on des Kırchenrechts maßgebend sein Viele Anmerkungen der Bischöfe bezogen sıch auf das
Verhältnis verschiedener Punkte des Entwurts ZU ‚WEe1-sollen. Inzwischen haben die meısten Studiengruppen

ıhren ersien Entwurf fertiggestellt. Eınıge Entwürfe siınd ten Vatikaniıschen Konzıil. Neue juristische Elemente des
Konzıils müfßten ın das Grundgesetz eingearbeıtet werden,den Bischofskonferenzen bereits ZUuUT Beurteilung zugestellt

worden. Es ıst erwarten, daß nach der Rewvision der beispielsweise das echt auf freie Vereinigung. Kollegiale
Verfahrensweisen W1€e das Zusammenwirken VO'  3 apstEntwürtfe auf der Grundlage der Anmerkungen der

Bischöfe und nach der Beurteilung durch die Kardinals- un Bischöfen, VO:'  3 Bischöten untereinander, VO:  - Bischö-
bommission die einzelnen Teile ad experımentum D“O fen miıt Priestern un Laıen seı1en näher umschreiben.

ber die Reihenfolge Bischofskollegium; apst oderverkündiıgt werden. Eın kırchliches (jesetz-
buch ist D“OTYTEeTrst nıcht erwarten. Der folgende ber- umgekehrt kam eine Eınıgung zustande. Be1i den Nor-

INnen über die Teilkirchen (ecclesiae particulares) verlangteblick häalt den Stand der Dinge test, soweıt er ın den
„Communicationes“ veröffentlicht worden f INa  i auch die Berücksichtigung der Patriarchate: ıhre

Funktion musse deutlicher herausgearbeitet werden: DC-
wünscht wurde ine eigene Einfügung über den apst alsDas Grundgesetz der Kırche Patriarch. Nach den Voten der Bischötfe wırd das rund-
DESCETZ auch ökumenisch tür zweckmäßig gehalten, sotern(Lex Feclesiae Fundamentalis)
dieses die Struktur der katholischen Kirche deutlich her-

In den „Communicatıiones“ wurde ıne Übersicht gegeben ausarbeite. Dieses cselbst se1 ausschließlich auf die katho-
über die allgemeinen Anmerkungen, die VO!]  3 den Bisch5Ö- lische Kirche anwendbar un: solle nıcht auf die Beziehun-
fen diesem Entwurt eingesandt worden sınd; ferner SCNn anderen christlichen Gemeinschatten eingehen.über Z7Wel Konsultationen der Studiengruppe. Danach ISt
die große Mehrheit der Bischöfe für die Einführung 1nes Großer VWert wurde auf die Berücksichtigung des Sub-
Grundgesetzes. Nach Meınung der Bischöfe sollen 1aber sidiaritätsprinzips gelegt. Dıieses mMuUsse in den Bestim-
1m Gegensatz Zu Entwurf keine theologischen rund- INUNSCH über die Verwaltungsorgane der uniıversalen Kır-
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che sSOWw1e der Teilkirchen un ıhrer Gruppierungen un! ob die Dreiteilung 1in Lehr-, Weıiıhe- un Hirtengewalt
1ın den Bestiımmungen über die Beziehungen der Hierarchie eıne annehmbare Basıs für die Einteilung des Grundgeset-

den Gläubigen ZUr: Geltung kommen. 1le Organe, die Z.e5 sel, schrieben einıge diese Funktionen dem
ZUuUr Struktur der Kirche gehören, auch solche, die ıcht Gottesvolk Z andere behielten S1e, wen1gstens als aMt-

göttlichen Rechts sınd, sejen behandeln. Begrifte w1e lıche, mıiıt Autorität verbundene Funktionen, der Hıer-
„Macht“ un echt“ könnten ZWar nıcht vermieden, archie VOTI; wıeder andere hiıelten diese Unterscheidung
aber sollte eın Canon eingefügt werden, 1n welchem der weder für adäquat noch tür vollständig. Mehrere meınten,
Dienstcharakter aller Macht in der Kiırche umschrieben die Dreiteilung habe vielleicht einen theologischen Wert,
wird. sSıe se1l aber ungeeigngt tür die Juristische Gestalt eines

Grundgesetzes.
Die Grundrechte aller Gläubigen, die ıhnen sowohl als
menschlicher Person W1e€e auch als Christen zukommt, se]en
vollständig ennen un umschreıiben: dazu gehöre Systematischer Aufbau
auch das Recht, das eigene Charısma ın der Kirche ZU:

Geltung bringen. Den Schutz dieser Rechte gelte Dieser 1St nach den VO'  3 der Bischofssynode an  INC-
sicherzustellen auch gygegenüber der kirchlichen Obrigkeıt. NnNen Grundsätzen (vgl H. November 196/7, 530 nıcht
(Im Entwurf wurden diese miıt Klauseln verbunden, dıe festgelegt. Er wird siıch beträchrtlich VO  3 der Jjetzıgen er-
ıhnen jeglıche Bestimmtheit entziehen, wıe ZU Beispiel scheiden, annn erst nach eiınem Überblick über alle
„gemäfß den gesetzlichen Bestimmungen“.) ıne ständıge Einzelteile endgültig bestimmt werden. Die rage wird
Wiederholung der Rechte VO  3 Päpsten un Bischöten aber erst aktuell werden, Wenn eın NEUECS kirchliches Ge-
könne 1Ur Mißtrauen hervorruten. Es genüge, wenn die setzbuch zustande kommt.
Grundsätze dazu einmal festgelegt werden. eım Thema
„Amtsgewalt“ in der Kırche („sacra potestas”) musse
nächst über deren Einheit gesprochen werden, erst danach Allgemeine Normen
über ıhre verschiedenen Funktionen: Gesetzgebung, Exe-

Buch beginnt mi1t einıgen einleitenden Canones überkutive un Rechtsprechung. Die dafür zuständıgen Urgane
sollten nıcht prior1 bestimmt werden: ohl aber müßte den Umtang der Geltung und der Rechtskraft der Cano-
das Grundgesetz die grundlegende Struktur der Kirchen- HG: Die me1ısten werden nıcht verändert. Be1i der Einfüh-
verwaltung enthalten, also auch alle UOrgane, welche für Iung VO  - Recht sollen aber ımmer Übergangs-
die unıversale Kirche WwW1e für die Teilkirchen Funktionen bestimmungen vorgesehen senmn. Der Teil des uen

Rechts sol] die Quellen des Rechts behandeln, nämlıich,ausüben: Die Bıschofssynode, das Kardinalskollegium
aber nıcht aut einer Ebene MIt der Bischofssynode Gesetze un: Gewohnheıten, ferner die Amtshandlungen,

die Priesterräte un die Pastoralräte. die sıch auf die Rechtsstellung VO  — Personen beziehen:
Hervorzuheben se1 die spezifische Verantwortung der Verfügungen, Zuerkennung VO  ; Privilegien, Dıspensen,
Priester für die Gemeinschaften, die s1e leiten oder 1n Instruktionen, iındividuelle und allgemeine Vorschriften,
denen S$1e arbeiten. Auch die Religiosen sej]en 1mM Grund- iınsbesondere allgemeine Dekrete, Statuten un: Geschäfts-
es berücksichtigen, iınsbesondere der Oftentlichkeits- ordnungen.
charakter ihrer Verpflichtung durch Gelübde der den
Gelübden ÜAhnliche Bındungen. Die psychologische Ver- Die Quellen des Rechts
suchung, die Grundrechte 1Ur auf Laıen bezıehen,
wurde paternalistisch geNANNT: genuüge, daß die Grund- (jesetze: Der betreftende Entwurftf behandelt ausschliefß-

lıch kıirchliche Gesetze, also nıcht das ewıge (esetz oderrechte der Gläubigen, der Laıien un der anderen,
schrieben werden. das Naturgesetz oder das posıtıve göttliche Gesetz, die

Gegenstand der Philosophie un: der Theologie sind. Die
Auf die Frage, ob hirchliche (Gesetze auch nıcht-katholische kirchlichen (Gesetze werden lediglich behandelt, insofern
Christen binden, vab ıne kleine ruppe, welche die Dıis- S1e sıch aut das gesellschaftliche Verhalten beziehen: 1NS0O-
kussıon vorbereitet hatte, die Antwort Die getrennten tern s1e für das Gewissen ındend sind, gehören S1e 1in den
Christen gehören durch die Taufe grundsätzlıch ZUr Kır- Bereich der Moraltheologie. Es werden ausschließlich prak-
che Christi. Es se1 also unmöglıch, sS1e ohne weıteres VO'  $ tische Normen aufgestellt, keine Grundsätze über das
allen kirchlichen (Gesetzen entbinden. Da aber die Wesen des Gesetzes, die metaphysischer Natur siınd un
kirchlichen Gemeinschaften als solche nıcht der katholi- nıcht 1n posıtıve Rechtsregeln gefaßt werden können. Das
schen Kıirche unterstehen, könne die rage eiıner Entbin- posıtıve echt sol] 1mM Hınblick auf das allgemeıne Inter-
dung VO'  3 kirchlichen Gesetzen für S1€e nıcht gestellt WEeTli- SS5C die Normen für das Zustandekommen VO'  - Gesetzen,
den Aus den Meinungsunterschieden in der Studiengruppe die Verkündigung, die Gesetzeskraft, die Auslegung, das
wurde der Schlufß SCZOHCN, da sıch das Grundgesetz Ausfüllen VO]  3 Gesetzeslücken un die Aufhebung von

Gesetzen testlegen.diesem Thema besser nıcht außern sollte. Aut die Frage,
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Es siınd 11LUTLr wenıge Modifizierungen vorgesehen. Vor der hierher, weıl die Begrifte Amt und Rechtsgewalt ıcht
mehr notwendig MIt dem Begriff Klerus verbunden sind.Verkündigung mu{ der (esetzestext rechtzeitig den

Bischofskonferenzen ZUr Kenntnıis gebracht werden und, Der Entwurt konnte noch ıcht berücksichtigen, daß se1it
WEeNN sıch auf Religiosen bezieht, auch den Ordens- dem 15 August 1973 der Eintritt ın den geistlıchen Stand

un die Inkardination miıt der Diakonatsweihe stattfin-oberen, daß die (Gesetze nach ihrer Verkündigung etwa2

gleicher eit in Rom un anderswo ekannt gemacht den Das wurde inzwischen VO  3 der Studiengruppe siıcher
werden können. Der Grundsatz, dafß Gesetze der katholi- korrigiert.
schen Kırche für alle Getauften verbindlıch seın können, Die Inkardination 1St in dem Sınne geregelt, daß die Ver-

setzungsmöglıchkeiten des Klerus wesentliıch verbessertwurde miıt dem Argument gewahrt, da{fß alle durch die
Taufe in dıe Kırche Christi eintreten un: in iıhr Rechts- wurde. Inkardination 1St ıcht LU in einem Bıstum oder
subjekten MIt Rechten un: Pflichten werden: der (Gesetz- ın eiınem Orden möglıch, sondern auch 1ın einer Gemeın-
geber annn aber den Wıillen ZU!r Bindung NUuUr für be- schaft, der VO Heılıgen Stuhl die Befugnis ZU Inkardıi-
stıiımmte Christen haben, deshalb die Norm positıve nıeren verliehen worden ISt un deren Mitglieder mi1t der
kirchliche Gesetze verpflichten jene Getauften, für dıe S$1e Hılte 1in Bıstümern oder in Missionsgebieten MIt Personal-
erlassen worden sınd. mangel oder miıt Hılfsmaßnahmen für notleidende Bevöl-

kerungsgruppen beauftragt sind.Gewohnheiten: Die Frist, innerhalb welcher ine ZESETZ-
ıche Gewohnheıt Rechtskraft erlangt, wurde VO vierz1g
auf ZWanzıg Jahre reduziert. Rechte un Verpflichtungen: Unter dem Tıtel werden die
Amtshandlungen: Die Normen über Reskripte wurden ZzweIı heute noch bestehenden Tıtel „Rechte un: Privile-
nıcht wesentlich verändert. Privilegien werden LUr solche gıien“ un: „Verpflichtungen“ zusammengefaßt. ber Pri-
Vorrechte gZENANNT, die VO der geistlichen Obrigkeit be- vılegien wırd ıcht mehr gesprochen. Das „Privileg der
stımmten Personen, natürliıchen oder Rechtspersonen, VeLr- Immunität“ wurde verändert in die Verpflichtung, VO:  3

einer eventuell durch das bürgerliche (zeset7z zugestande-lıiehen werden: der Erhalt VO  - Privilegien durch K om-
muniıkatıon, Gesetz, Gewohnheit un: Verjährung wiıird HG  —_ Freistellung VO Militärdienst der VO anderen, für
nıcht mehr erwähnt. Geıistliche wenıger geeigneten öftentlichen Diensten Ge-

brauch machen. Hıer wurde auch die Bestimmung WCS-
Allgemeine Normen des Personenrechts gelassen, da{fß die Gläubigen den Geistlichen Ehrerbietung

schuldıg sind.
Juristische Personen: sınd entweder Vereinigungen VO  - Dıie wichtigsten Verpflichtungen werden ın allgemeinen
Personen, un ZWar kollegial Bischofskollegium, Kapı- Begriften gENANNT; niähere Bestimmungen hat INa  -} dem
tel uSsSsWw oder nıcht-kollegial Pfarrei, Bıstum oder Partikularrecht überlassen. Genannt werden: tägliches
Stiftungen. Oftentliche Juristische Personen werden VO]  3 Brevier:; periodische Exerzıtien: ständige Studien: Zölibat
der Obrigkeıt gegründet, durch allgemeines Gesetz oder auch verheiratete, in reiterem Lebensalter geweihte
besonderes Dekret, ıhre Zielsetzung ammnens der Diakone können nach dem Tod iıhrer Trau nıcht mehr
Kırche verwirklichen. Private Juristische Personen heiraten Verbot des Zusammenwohnens miıt „mulıeres
besitzen Rechtspersönlichkeit entweder weıl S1e den dafür trıdentinae“; Eintachheit des Lebens: Überlassung VO  3
durch das (jesetz gestellten Anforderungen genugen, oder überschüssiıgen Einkünften die Kıiırche un al Zute
kraft eınes besonderen Dekretes der Obrigkeit. In allen Werke: Ehrtfurcht un: Gehorsam gegenüber der Obrig-
Fällen 1st für den Besıtz der Rechtspersönlichkeit die Bıl- keit: Annahme un Durchführung übertragener Auftf-
lıgung der Statuten durch die Obrigkeit erfordert. Neu gyaben; Achtung VOT der den Laıen eigenen Sendung;
sind Bestimmungen über die Vertretung, kollegiale Rechts- Zusammenarbeit mıiıt den Amtsbrüdern: Verbot VO  - Ge-
handlungen un die Auflösung der Juristischen Personen. schätten ohne Erlaubnis der Obrigkeıit; Wohnen 1m e1ge-
Rechtshandlungen: Neu umschrieben werden die Ertor- HE  — Bıstum: orge geistliche Berufungen; Verbot aktı-
dernisse für Gültigkeıit. Juristische Präsumption der Gül- NCr Miıtarbeit bei politischen Parteıen, se1 denn, die
tigkeit gilt NUur für die Erfordernisse des posıtıven Rechts, kıirchlichen Vorgesetzten erachteten dies als nützlich für

die kanonische Oorm der Eheschließung, nıcht für die die Kırche oder für das allgemeine Interesse. Die Emp-
naturgemäfß wesentlichen Erfordernisse, B den Ehe- tehlung einem Leben in Gemeinschaft bleibt bestehen.
konsens. Auch Kompetenz wiırd nıcht vorausgesetZT, SOI- Tonsurgebot und Rıngverbot entfallen: eigene Standes-
dern ol] bewiesen werden. Neu sınd Bestiımmungen über kleidung nach den Normen der Bischofskontferenz un
den Einfluß des Irrtums, Betrugs oder Zwanges für die gesetzlıchen örtlichen Gebräuchen bleibt vorgeschrieben.Gültigkeit VO  _ Rechtshandlungen Juristischer Personen. Rechte: Einstweilen wırd allgemeıin vorausgesetZT, daß

NUur Geıistliche Ämter bekleiden können, deren Ausübung
die Weihe oder die auf eıner Weihe beruhende Jurisdik-Hierarchie un Klerus
tiıon V  Z  9 für ıne nähere Bestimmung wiırd das

Dıie Normen über kirchliche Ämter un: über die gewöhn- höchste kırchliche Lehramt festlegen mussen, 1iNnW1ıeWeılt
lıche un: die delegierte Rechtsgewalt gehören nıcht mehr Rechts- ode; Amtsgewalt Laıen übertragen werden
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annn Außerdem werden die Rechtsansprüche den tol- z1ialkonzilien in Provınzen, die einem Kirchengebiet
gyenden Punkten angegeben: Zusammenarbeit miıt dem gehören, finden NUur dann STa  9 WeNn die Mehrheit der
Bischof be1 der Ausübung des eigenen AÄmtes;: das echt Bischöfe 1€es für notwendig hält, 1n anderen Provınzen
autf ein kirchliches Amt, Wenn die geforderten Bedingun- etwa alle Jahre Es wırd also mehr Gewicht auf die
gCN erfüllt sind; echt auf Vereinigung für geistlıche der Regionalkonzilien gelegt, weiıl Zusammenarbeit der Bı-
andere dem Klerus dienende Zwecke; genügend Urlaub; schöfe eınes Landes oder Kirchengebietes notwendiger 1st.
entsprechendes Gehalt:; Gesundheitsfürsorge, Krankheıits-, Mitglieder VO  3 Konzilien sınd die Mitglieder VO:  3 Bischofs-
Invaliditäts- un Altersversorgung. konferenzen, können aber auch Priester, Religiosen und

Laıen eingeladen werden. Das Zweıte Vatikanische Kon-„Verlust des geistliıchen Standes“ 1St der NEeEUE Ausdruck z11 wünschte die Beibehaltung VO:  3 Konzilien, damıtfür Zurückversetzung ın den Laienstand. Es wırd der Vor-
schlag gemacht, da{fß die Enthebung A2US diesem Stand nıcht bestimmten Zeıiten Beratungen auf breiterer Basıs Aatt-

finden, als dies bei den Bischofskonterenzen möglıch 1St.
Nnu  — durch richterlichen Spruch, sondern auch durch eiınen
Beschlufß der Behörde erteılt werden kann; auch dann, iıne Bischofskonferenz muß in jedem Kirchengebiet un:
wenn INa  — nıcht Nnu  — Zwang, sondern auch AUS 1n jedem regionalen Bezirk errichtet werden: eine über-
anderen Gründen die VOT der Priesterweihe geforderte nationale Konferenz ann mIit Zustimmung VO:  - Rom ur  ..
Freiheit nıcht besafß, oder wenn INan beweıst, daß INa  } mehrere Kirchengebiete INM:! gegründet werden.
einer ernsthatten Krankheit eidet, die eın zölibatäres Mitglieder sınd alle Ortsordinarıen (mıt Ausnahme der
Leben unmöglıch macht. Die Folgen eınes jeden Verlustes General- un Bischofsvikare), Hılfs- un Weihbischöfe
des geistlıchen Standes sınd der Verlust der Standesrechte un andere Titularbischöfe, die innnerhalb des Gebietes
un: der Ämter, die diesem Stand vorbehalten sınd, sSOW1e ıne iıhnen VO Heıligen Stuhl der VO der Konferenz
das Ende aller Standesverpflichtungen. Wer Entlas- übertragene Aufgabe wahrnehmen. Andere Bischöte un
Sun$g nachgesucht hat, annn 7zwischenzeitlich kein kirch-
liches Amt oder wne kirchliche Funktion ausüben un Päpstliche Legaten sind VO  3 Rechts SCHh keine Mitglie-

der Im Gegensatz Konzilien haben die Bischofskonfe-
leibt, mi1ıt Ausnahme des Breviergebetes, die Verpflich- renzen NUuUr in solchen Dıngen, in denen das allgemeıne
tungen gebunden. ıne Neuzulassung Z geistlichen echt oder wne Vollmacht des Heıiligen Stuhles dies VOTL-
Stand die Erlaubnis des Heıiliıgen Stuhles VOTAaUS. sıeht, gesetzgebende Befugnıis. Beschlüsse mussen mMi1t WEe1-
Kirchliche Einteilungen: Teiulkirchen, Bıstümer un: drittelmehrheit gefafßt werden un können erst nach rom1-

scher Genehmigung verkündet werden. In den Statutenandere ıhnen gleichgestellte Gemeinschaften VO  3 Gläubi-
SCNH, bılden einzelne Kırchenprovinzen, diese wıederum mu{fß ein Ständıger Bischotsrat vorgesehen sein, der die Ver-
können in einzelne „Kirchengebiete“ (regıones ecclesiasti- sammlungen vorbereıiten un die Beschlüsse durchführen

oll Das Sekretarıiat pflegt auch die Verbindung be-cae) zusammengefaßt werden. Dıie Errichtung, Änderung
un: Auflösung dieser Einteilungen 1St Rom vorbehalten. nachbarten Konterenzen. Verbindungen zwischen den

Konferenzen sollen gefördert werden, aber S$1e dürfenDie davon betroftene(n) Bischofskonferenz(en) 1St. (sind)
vorher hören. In der Regel gehören einer Teilkirche nıchts unternehmen, Wads internationalen Charakter hat,

bevor Rom davon ın Kenntniıs gesetzt worden ıSt.die Gläubigen, die 1n eiınem bestimmten Gebiet wohnen:
können aber auch andere Kriterien hinzukommen:

Rıtus, Sprache, Nationalıtät. Dıie Errichtung, Verände- Bischöfe sınd entweder Diözesanbischöfe der Ausdruck
rung un: Auflösung einer Pfarrei 1St dem Bischof VOTLI- Residentialbischof entfällt oder Titularbischöfe: diese
behalten. Vor der Entscheidung mu{fß der Priesterrat gehört siınd entweder Hılfs-, Weıh- oder Titularbischöfe, die eine
werden. Dekanate der Archipresbyterate dienen beson- Aufgabe tfür wne oder mehrere Teilkirchen oder für die
ders der gemeıinschaftlichen Seelsorge 1n mehreren Pfar- Gesamtkırche übernommen haben Sıe werden entweder
relıen. Dekanate können Bistumsdistrikten der durch päpstliche Ernennung nach vorausgegansCcCNCcI Kon-
Leıitung eiınes Bischofsvikars vereinigt werden. sultatiıon oder durch Wahl un: päpstliche Bestätigung ein-
1le Bıstümer un: iıhnen gleichgestellten Teilkirchen MUS-  S sa ZESETZT. Bürgerlichen Autoritäten wırd kein Ernennungs-,
sCMN einer Kirchenprovinz gehören; die Exemtion VO'  3 Vorschlags- oder Weisungsrecht mehr zugestanden.
Biıstümern entfällt Kirchenprovinzen stehen der Jede Bischotskonferenz sendet jahrlich ıne Liste der in
Leitung des Erzbischots un des Provinzijalkonzils. In der rage kommenden Namen nach Rom Für die Ernennung
Regel bılden die Kirchenprovinzen 1nes Landes ein 1r- VO  3 Dıiözesan- un: Hiıilfsbischöfen stellen die Bischöte
chengebiet“; dieses annn 1aber auch einen Teıil eınes Landes wenn nıchts anderes vorgesehen 1St überdies eiıne
oder mehrere Länder umfassen. Eın Kirchengebiet steht Liste mıiıt miındestens dreı Namen auf. Dabe:i können s$1e

der Leitung der Bischofskonferenz un eınes Reg10- Geheimhaltung Priester der Laıien Rat fragen.
nalkonzils. FEs annn 1n regionale Distrikte MIt einer e1ge- Zur Ernennung eines Weihbischofs schlägt der Diıiözesan-
Nnen Bischofskonferenz aufgeteilt werden. bischof mındestens drei Priester VOL. Enthält dieser Vor-
Partikularkonzilien Un Bischofskonferenzen;: Regional- schlag Namen, die nıcht auf der Liste der Bischofskonfe-
konzilien werden ELW alle 20) Jahre abgehalten; Provın- TenNzZz stehen, muß dem Vorschlag auch das Urteil der
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anderen Diözesanbischöte der Provınz hinzugefügt Weli- Mitglieder VOTL der Oftentlichkeit ZUT Einhaltung der drei
den Die eheliche Geburt 1St ıcht mehr Voraussetzung für tradıtionellen Evangelischen Räte entweder durch Gelübde
das Bischofsamt. oder durch ein diesen entsprechendes Gelöbnis verpflich-
Diözesankurie: Der Bischof koordiniert als Leiter der ten Institute, denen eines oder mehrere dieser Elemente

tehlen, können ıne Vereinigung nach dem VO EntwurfKurie persönlich die Aufgaben se1ines (seıner) General-
un Bischofsvikars (-vikare), die Generalvikare (oder vorgesehenen Vereinigungsrecht bilden. Es 1bt kei-

1E Vorrang einzelner Institute VOTLr anderen. Auch 7W1-einer VO!]  3 ihnen) koordinıiıeren die übrigen Aufgaben. Der schen Instituten tür Männer un solchen für Frauen wırdBischof annn einen bischöflichen Rat benennen, der AUuUS 1M einzelnen nıcht mehr unterschieden.dem en Generalvikar(en), dem en Bischofsvikar(en)
un ein1gen anderen Personen besteht. Die Studiengruppe Bezüglıch des Eigenrechts der Institute sollen 1m wichtig-

sSten Dokument der Institute 1n der Regel oder 1n denhielt für Fratsam, in jedem Bıstum eiıne theologische Konstitutionen die grundlegenden Flemente nach demOommıssıon errichten, aber S1e wollte daraus keine
Vorschrift machen. Neu siınd der wirtschaftliche Rat un: Geist der Stitfter un ihrer authentischen Tradition auf-

S  IN werden. Daran annn ohne Zustimmung derder Okonom: für außergewöhnliche Ausgaben braucht
der Bischof die Zustimmung dieses Rates. approbierenden Obrigkeıit nıchts geäindert werden. Weıitere

Bestiımmungen über Lebensweise, Verwaltung un Dıszı-Für den Priesterrat, den der Bischof errichten mu{fß un
der ZUr Mehrheit VO: den Priestern gewählt wird, WUuLIr- plın können VO  3 der Ordensleitung den wechselnden Er-

fordernissen angepafßt werden.den die allgemeinen, bereıits geltenden Regeln größtenteıls
übernommen. Er bleibt praktisch eın beratendes Grem1ium.
Die Empfehlung, einen Pastoralrat AaUS Prıiestern, Religio- Statut der Gläubigen, Rechte der Laien
sen un ZUuU größten Teıil AUuUsS Laıen bılden, bleibt be- un Vereinigungsrechtstehen. Für Domkapitel wurden LUr vorläufige Normen
aufgestellt; INa  —_ möchte die Reaktionen der Bischöfe auf Statut der Gläubigen: Die Bischofssynode hat den rund-
das Rundschreiben der Kleruskongreation VO  >; 1970 ab- SAat7z bejaht, daß das 1NEUEC echt eın für alle Gläubigen

Als ıhre wichtigste Aufgabe bleibt die Pflege der geltendes Rechtsstatut festlegen soll, bevor die Rechte un:
tejerlichen Liturgie. Viele Aufgaben VO  —$ Kathedralkapı- Pflichten, die mMiıt den verschiedenen kirchlichen Funktio-
teln sind die Priesterräte un die Konsultoren-Gre- nen verbunden sind, umschrieben werden: un ZWAar be-
mıen übergegangen. zieht sıch diese Forderung auf die tundamentale leich-

heit aller nach menschlicher Würde un Getauftsein. Es
soll aber nıcht 1LLUr die kraft Naturrecht un posıtıven gOtt-© Religiosen lıchen Rechts allen gemeinsamen Rechte un Pflichten
schreiben, sondern ıhnen VOTr allem gesetzliche BestätigungVon der Studiengruppe werden folgende Grundsätze VOI -
un gesetzlıchen Schutz siıchern. Im einzelnen sıeht das

WCS geNANNT: Juridische Normen sollen ine Hılfe für
das religiöse Leben se1n, diese allein enugen aber nicht: Statut VOOT-.; die Anerkennung der tatsächlichen Gleichheit

aller; die Verpflichtung ZUuUr un das Recht auf ANSEMCS-deshalb wurden ın die Canones auch Schrift- un: theo-
logische Texte SOWI1e pastorale Rıchtlinien aufgenommen. SCI1IC Unterrichtung 1n der katholischen Lehre An-

DasSsung die Sıtuation eınes jeden einzelnen; tür die-Dıie Aanones sollen 11UX allgemeıne Normen bieten, die
1e] Freiheit für die Entwicklung des eigenen Lebens nach Jjenıgen, die kırchliche Wissenschaften studieren, die

Befugnis ZUuUr treien Forschung un Meinungsäußerungdem Geist der Ordensstifter lassen;: die gegenwärtige, 1e]
(verbunden mi1t der erforderlichen Vorsicht un dem ent-detaillierte Gesetzgebung hat einer Nivellierung

geführt, die der Eıgenprägung der Institute schadet. sprechenden Gehorsam gyegenüber der kırchlichen Obrig-
keıt); das echt auf Sakramente un: Predigt; die Befug-Festzulegen siınd die konstitutiven Grundsätze für das

relig1öse Leben:;: die diszıplinären Normen jedoch mussen N1S, einzeln oder gemeinschaftlich jene Spiritualität
leben, die INa  } ın seınem Gewı1ssen für seinen Stand un:flex1bel seın un: den eigenen Statuten genügend großen

Raum lassen. Von den Mitgliedern wiırd eın aktiver un für sein Amt für gut erachtet (unter der Voraussetzung,
verantwortlicher Gehorsam erwartet; die Institute sınd da{fß INan miıt der Lehre der Kırche übereinstimmt); die

Verpflichtung, „Lehren und Vorschriften der Hierarchie ınGemeinschaften un sollen als Gemeinschaften nıcht NUuUYT

leben, sondern auch handeln;: AUuUS diesem Grunde mussen cQhristlichem Gehorsam anzunehmen“, das Recht, aktıv
lıturgischen Feiern teilzunehmen: das echt un: die Ver-S1e der Verwaltung und bedeutenden Beschlüssen

Anteıl haben;: die Amtsführung sollte nıcht Jange den- pflichtung, in der Verbreitung der Heilsbotschaft mıtzu-
wirken; das Recht aut öffentliche Meınung iın der Kirche:selben Personen ANVErtTIFraut bleiben. das Recht auf Freiheit VO  _ jedem Zwang bei der Wahl
eines Lebensstandes: das echt aut Vereinigung; das echtUnter den (wenıg glücklichen) Termiıinus „Institute der
auf einen Namen.Vollkommenheit“ tallen alle Institute, die von der kirch-
Allen steht Z die eigenen Rechte auf richterlichemliıchen Obrigkeit gutgeheißen siınd un: in denen sıch die
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oder admınıstratıvem Wege verteidigen; dabei soll in ein besseres Krıiterium, jedenfalls das wichtigste, iSt aber
Zweıifelsfällen der letztere den Vorzug haben Jeder ann der Unterschied 1im Verhältnis ZUuUr Hıerarchie. Vereini-
beanspruchen das echt auf Gehör, auf rechtskundigen SUuNsSCH, die VO  e Gläubigen selbst gegründet un: verwaltet
Beistand: das echt den Namen des Anklägers kennen, werden, unterstehen WwWI1e die einzelnen Gläubigen
falls auf Grund einer Anklage jemanden prozessiert der allgemeinen Autsicht der Hiıerarchie; Vereinigungen,
wird: das Recht, dıe Begründungen für eiınen Beschluß die VO'  . der Hıerarchie errichtet oder approbiert sind,
oder eın Urteıil ertahren. Das Statut 1l Rechtssicher- unterstehen auf verschiedene Weiıse ın bezug auf Verwal-
heit un Schutz der Autonomie un der Inıtiatıve der Cung, Tätigkeit un Approbation der Statuten dieser
Gläubigen Eingrifte auch VO'  3 seıten der Obrig- Obrigkeıit. Dıie Normen wurden auf das etrikt
eıt geben, ohne die hierarchische Struktur der Kirche Wesentliche beschränkt, den Statuten viel Freiheit

beeinträchtigen. lassen. Die Teilnahme der Gläubigen der Sendung der
Statut der Laı:en: Bestätigt werden die persönlıche Ver- Kirche vollzieht sıch 1n zunehmendem aße über das
antwortung, Freiheit un Autonomie der Laıen 1ın welt- Vereinigungsrecht; für die weıtere Entwicklung mu{fß ZC-
lıchen Angelegenheiten, vorausgesetzZtL, da{flß dies miıt eiınem nügend Raum leiben. Auch hier oll das Subsidiarıtäts-
guten, der VO'  a der Hıerarchie dargelegten Glaubens- prinzıp gelten.
und Sıttenlehre Orjıentierten Gewissen geschieht un MI1t
Unterscheidung 7zwischen Rechten un: Pflichten als Mıt- Heilige ÖOrte und Zeiten, Gottesdienstglieder der Kırche, die kanonische Normen gebunden
sind, un: als Bürger, die nNtfe; bürgerliıcher Gesetzgebung
stehen, wenn INa auch hierin 1m christlichen Geıist Hıer weısen WIr NUuUr auf einıge Punkte hın Der Unter-

schied zwiıschen Kırchen un: öffentlichen Kapellen ent-handeln verpflichtet 1St. Eınıige Rechte, die für alle 1äu-
bigen gelten, werden spezıell für Laıen bestätigt: das fallt; Kirche 1st eın für den Gottesdienst geweıihtes Ge-

bäude, dem alle Gläubigen für die Ausübung desecht auf höhere Studien 1n den kırchlichen Wissenschaf-
ten un 1m Falle wirklıcher Eıgnung das echt auf Erte1i- Gottesdienstes Zugang haben Daneben sıeht das Kirchen-

recht weiterhin Kapellen, die für bestimmte Gruppen VO  3lung VO  ' Hochschulunterricht 1ın diesen Fächern, da hier-
für keine Weihe vorausgesetzt wird;: die Möglichkeit als Gläubigen reserviert sınd, un: Privatkapellen V In den

Normen über Friedhöfe und Begräbnis wurde dasjenigeExperten oder Ratgeber für die Obrigkeıt tätıg seıin
beibehalten, W as allgemeın VO  ; Wert 1St un: mi1t den(vorausgesetzt, da{flß S1e über die notwendige Kenntnıis,

Erfahrung un moralische Qualifikation verfügen), das heutigen Gebräuchen übereinstimmt. Dıie Feuerbestattung
wurde ın das Kırchenrecht aufgenommen, der Erdbestat-Recht un: die Pflicht, einzeln oder ın einer Vereinigung

apostolisch tätıg se1n; die Möglichkeıt, hierarchı- eung wiıird aber der OrZug gegeben. Es wırd ıne Zuwen-
dung dıe Kırche anläßlıch der Exequien empfohlen,schen Apostolat mitzuarbeiten (wenn Ina  e} dazu aufgefor-

dert wird), und die Möglichkeit, durch die Obrigkeıt ın Taxen siınd jedoch verboten: das kirchliche Begräbnis mMu

kirchliche Ämter berufen werden. ımmer gewährt werden, un Z WaATtr ohne Ansehen der DPer-
sonNl Katechumenen haben das echt auf eın kırchliches Be-

Es z1bt auch noch andere Rechte, die sıch auf den Laıen gräbnıis. Niıchtkatholischen Christen und Menschen, die derbeziehen, ZU Beispiel das echt auf ıne ihnen - Kirche nahestanden, VOTLr ıhrer Taufte aber gestorben sind,
SEMESSCHNEC Seelsorge, die Befähigung, bestimmte Ämter
bekleiden, die nıcht das Priestertum voraussetzen, ZzUuU

annn der Bischof eın kıirchliches Begräbnis zugestehen.
Allgemein gebotene Feiertage siınd die Sonntage, Weih-

Beispiel als Rıchter kirchlichen Gerichten oder als Mıt- nachten und eın VO  — der Bischofskonterenz bestimmter
glied oder Beirat VO:  ; UOrganen, die VO  $ der Hierarchie

Festtag arıens. Die Bischofskonferenzen können lokale
eingerichtet worden sınd USW. Diese Rechte gehören aber
nıcht den Personenrechten 1m allgemeinen, sondern in Festtage estimmen. Zur communıCatıio ın SACYTIS gibt

hier NUur Z7Wel Normen: Katholiken können AUS berechtig-die Abschnitte über Sakramente, kirchliche Ämter, kirch-
ten Gründen den Gottesdiensten anderer Christen beiwoh-lıches Güterrecht, Prozeßrecht USW. Die dort aufgestellten

Normen für Laien mussen den allgemeıinen Normen des 116e  3 Berücksichtigung der durch die Bischofskonfe-
enz gegebenen Bestimmungen; wenn andere Christen

Statuts entsprechen. So entgeht das NEUE echt hoftentlich
dem Vorwurf, eın Klerikerrecht se1n. keinen gottesdienstlichen Raum tür ıhre Liturgıie haben,

kann der Bischof die Benützung eines katholischen Gebäu-
Vereinigungsrecht: Die AanOonNnes 684— 775 des kırchlichen des, einer Kırche oder eınes Friedhofes zulassen. Samt-
Gesetzbuches beziehen sıch ausschließlich aut einzelne Ver- ıche liturgischen Vorschritten siınd AUS diesem Teil gestr1-einıgungen, die zumiıindest praktisch Zu größten Teil AUS chen worden.Laıen gebildet werden un: rechtlich nıcht 1in Erscheinung
treten, se1l denn, daß S1e VO] der kirchlichen Hierarchie
errichtet oder wen1gstens gutgeheißen wurden. Dennoch Sakramente (mit usnahme der Ehe)
besitzen alle Gläubigen das Grundrecht auf treije Ver-
ein1gung. Im heutigen echt werden die Vereinigungen Die Normen über Taufe, Fırmung un Eucharistıie WECI1I-

nach dem Unterschied des Vereinigungszweckes eingeteilt; den vereintacht un: dem bereıts 1in raft gesetzten echt
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angepaßt. Die AUu$S der Taufe un: der Fırmung entstehende solange dieser Zustand der Abhängigkeit andauert. Das
geistliche Verwandscha: enttällt Eın nıchtkatholischer Ehehindernis des Verbrechens wird dergestalt umschrie-
Christ annn ate sein, aber INM miıt einem hatho- ben, da{f derjen1ige, welcher ıne FEhe eingehen

Jischen Paten Dıie Möglıchkeit, daß Priester die Fırmung können, den eigenen (;atten oder den (zatten des Partners
spenden, wurde erweıtert. Das Meßstipendium wurde als ermordet hat, diese FEhe nıcht schließen ann Blutsver-
Beıitrag oder Spende beibehalten, weıl die Priester 1in INan- wandtschaft 1n der Seitenlinie 1St eın Ehehindernis bıs ZU

chen Gegegenden über eın anderes Einkommen verfügen. rad einschließlich efte un Nıchte
ber die anderen Sakramente wurde noch eın Bericht Schwägerschaft bıs Z.U rad einschließlich Schwa-
veröftentlicht. SCI un Schwägerın

Der Ehekonsens wırd als eın Wıiıillensakt definiert, durchDire al-: den Mannn un Tau in orm eınes gegenseıtigen Bundes
ıne bleibende, drıtte Personen ausschließende Gemeıin-Die AUuUsSs „Gaudıum et spes“ übernommene Definition der chaft ehelichen Lebens begründen, die nach ıhrem Selbst-Ehe, nämlich „dıe innıge Vereinigung des anzen Lebens

eines Mannes un: einer Frau, die Aaus ıhrer natürlichen verständnıs auf die Zeugung un Erziehung VO  — Kindern
ausgerichtet 1St. Der Konsens 1St ungültig, WEn das echtBeschaftenheit heraus auf die Zeugung un Erziehung VO]  Z

Kındern ausgerichtet ISt  R  3 EersSetizt Canon 1013 über die aut Lebensgemeinschaft ausgeschlossen wird diese
Lebensgemeinschaft schließt aber nıcht notwendigerweıse7 wecke der Ehe Dıie Normen über die Vorbereitung auf
das Zusammenwohnen mıiıt ein.die Eheschließung wurden ZzuUuU größten Teil den Bischots-
Eın Irrtum bezüglıch der Einheit oder Unauflöslichkeitkonferenzen überlassen. Dıie übrigen Canones dieses Ka-
des sakramentalen Charakters der Ehe, der den Wıillenpitels wurden der Sache nach nıcht geändert. selbst nıcht beeinflußt, macht den Konsens nıcht ungültig.

Ehehindernisse ım allgemeinen: Bischofskontferenzen kön- Es lıegt aber auf der Hand, daß ıne Zustimmung, die
NCN für ıhren Jurisdiktionsbereich sowohl verbietende als gerade A4US dem Motıv heraus gegeben wurde, da{ die Ehe
auch ungültig machende Ehehindernisse ın raft setzen. nıcht ausschliefßlich oder nıcht unauftlöslich oder nıcht

sakramental 1St, durch diesen Irrtum sehr ohl beeinflußtDie Ehehindernisse nıederen Grades sınd ebenso w1e die
Vervielfältigung VO  = Ehehindernissen bei Blutsverwandt- 1St (Die Mitteilung in den „Communicatıones”, ILL,

1971, Nr I: 76, daß 11a  — den Inhalt VO  $ Canon 1084schaft un Schwägerschaft aufgehoben worden. In drin-
genden Fällen ann auch VO  e solchen Ehehindernissen nıcht verändern wollte, 1St eshalb auch nıcht miıt der jetzt

ANSCHNHOMMECNECN Änderung 1n Übereinstimmung brin-dispensiert werden, dıe Rom vorbehalten sind, IN -
Inen das Ehehindernis der Priesterweihe. Dıie FEhehinder- gen.)
nısse gelten ausschliefßlich für Katholiken, solange s1e die In Canon 1087 wiırd festgestellt, daß eın Zwang
Kırche nıcht durch ine ausdrückliche Erklärung oder zustandegekommener Konsens ungültig 1St;, auch WE

offenkundig verlassen haben dieser Zwang nıcht darauf gerichtet Wal, den Konsens
veranlassen: miıt der Feststellung, daß kein anderer

Verbietendes Ehehindernis 1St das öftentliche zeitliche (GJe- Zwang die Ehe ungültig macht, wurde gestrichen; auch
lübde der Keuschheit. Gesetzliche Verwandtschaft kann psychiıscher Zwang oder unbewußte Zwangsimpulse kön-
außer durch Adoption auch durch Vormundschaft zustande nNne  3 der Zustimmung die Freiheit eınes vollwertigen
kommen. Die Normen bezügliıch der Mischehen wurden menschlichen Entschlusses nehmen. Wıird eın etrug ın der
unverändert AUS dem Motu propri0 „Matrımon1a mıxta“ Absicht begangen, die Zustimmung herauszulocken, un
VO 31 März 1970 übernommen. Wenn über das ungül- ezieht sıch dieser etrug auf iıne Eigenschaft des art-

L1g machende Ehehindernis der Impotenz keine Gewißheit DNEIS; die ıne außergewöhnlich ernste Bedrohung der ehe-
besteht, kann die Ehe Z Wr nıcht für unerlaubt, aber auch lıchen Lebensgemeinschaft darstellt, macht dieser Sach-

verhalt die Zustimmung ungültıg. Dıie Studiengruppenıcht für ungültıg erklärt werden;: damıt 11 mMa  =) der
Möglichkeit kommen, daß Ehen durch eın römisches erzjielte keıine Einigung über die Frage, ob die Nichtigkeit
Dikasterium erlaubt, VO  - einem anderen aber für ungültig auf dem geschehenen Unrecht oder auf dem Mangel
erklärt werden. Das Ehehindernis der Weihe gilt für Dıa- Freiheit beruht.
kon- un: Priesterweihe: auch der verheiratete Diakon Es wurden drei Formen der Konsensunfähigkeit unter-

kann nach Entbindung VO  3 seiner Ehe nıcht noch einmal schieden: Geisteskrankheit oder -stOrung, die das normale
heiraten. lle öftentlichen ewıgen Gelübde der Keuschheit Verstandesvermögen beeinträchtigen; Mangel hinrei-

chendem Worturteil oder Unterscheidungsvermögen be-sınd ungültig machende Ehehindernisse, ohne Unterschei-
dung 7zwischen tejerlichen un: eintachen Gelübden. Das züglich des ayesentlichen Inhalts der Ehe; moralisches Un-
Ehehindernis der Entführung wurde beibehalten 1n der vermOgen, dıe wesentlichen Verpflichtungen der Ehe
Form, daß ine Frau, die ıhren Wıillen 1m Blick aut übernehmen. (Zu letzterem wurde die Einschränkung
ıne Eheschließung mıiıt eiınem bestimmten Mannn entführt gemacht: »”  SCmH einer ernsten psycho-sexuellen Anoma-
oder festgehalten wiırd, diese Ehe nıcht eingehen kann, lıe  9 das Prinzıp 1St aber eindeutig allgemeın gültig.)
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ıne auf die Zukunft bezogene Bedingung macht die Zu- Gültigmachung einer ungültigen Ehe Sanatıo ın radıce
stımmung ungültig. Der sogenannte Vorbehalt das 1St rechtswirksam auch dann, wenn eın Ehepartner oder
Wesen der Ehe wurde tallengelassen, weıl siıch dabe1 beide davon nıchts wIissen;: sS$1e soll aber NUr ann —

nıcht einen Vorbehalt handelt, sondern eınen Aus- gewandt werden, wenn dafür ernstie Gründe bestehen un
mıi1ıt der Wahrscheinlichkeit rechnen ISt, daß beide art-schluß eines Wesenselementes der Ehe

Die kanoniısche orm der Eheschließung bleibt 1mM Prinzıp LICT ıhren Ehewillen aufrechterhalten.
Dıie Canones über 7weıte un weıtere Ehen 1147 un:eıine Voraussetzung tfür die Gültigkeit der Ehe Es wurde

aber auch die Bestiımmung aufgenommen, daß eıiıne Ehe, 1143 siınd entfallen. Zentral 1St die LECU! Einsicht über
die mıiıt Assıstenz eiınes Priesters oder Diakons, die nıcht den Inhalt der Ehe als personale Lebensgemeinschaft. Da-
VO Pfarrer oder Ortsordinarıius delegiert sind, geschlos- mıiıt haben sıch die Begrifte Ehekonsens, Mangel Ehe-
sen wiırd, VO  3 der Kırche gleichzeit1g sanıert wird, VOTI - konsens, Gültigkeit un Ungültigkeıit des Konsenses und
ausSgesetZTL, daß die Ehe ın einer Kirche VOT Zzwel Zeugen der Ehe wesentliıch geändert. Das ıst sıcher eın eträcht-
geschlossen wurde un da{(ß der assıstierende Geistliche lıcher Fortschritt, 1aber die Konsequenzen daraus für die
nıcht eiınem kirchlichen Verbot ZUr Assıstenz unterlag. Dıiıe Jurisprudenz sind kaum Er wOgCNH. Es scheint insbesondere
kanoniısche OoOrm bleibt auch 1m Falle VO  e} Mischehen VOI - fraglıch, ob diese Begrifte nach juristischen Kriterien be-

inessen werden können.geschrieben.
Dıie Unterscheidung 7zwıschen ehelichen, unehelichen un: (Über 10. Kırchliches Lehramt UN: 11 Kırchliche Güter

Jegıtımıerten Kındern wiırd beibehalten. Legitimierung uurden noch heine Berichte veröffentlicht.)
erfolgt durch päpstliches Reskript oder durch ıne gültıge
oder vermeintlich gültıge Ehe der Eltern (also nıcht mehr Prozeßrechtauf dem Wege der Dıspens VO'  —3 ınem Ehehindernıis).

Die Studıengruppe „Prozeßrecht“ hat VO  e Anfang die
Dıie Möglichkeit ZUr Auflösung einer noch nıcht moll- dringendsten Veränderungen behandelt. Dıe Abkürzung
ZOSENEN Ehe durch feijerliche Prote{(ß wiırd nıcht mehr er- der Prozesse ZUuUrFr Nichtigkeitserklärung VO  >} Ehen wurde
wähnt;: die zußerst selten vorkommenden Fälle können inzwischen bereits eingeführt. Außerdem hat InNan die Not-
dem apst vorgelegt werden: überdies wırd der Unter- wendıgkeıt erkannt, eın höchstes Verwaltungsgerichtschied 7zwischen eintacher und tejerlicher Ordensprofefß errichten; Ina  - hält auch tür wünschenswert, da{fß über-
ohl aufgehoben werden. Bezüglıch der Anwendung des all regionale Gerichte errichtet werden: die Möglichkeit,
„Privilegium Paulinum“ wird die TIrennung (discessus) „Laıen für bestimmte Funktionen iın der Rechtsprechung
VO nichtgetauften Partner nıcht mehr autf solche Fälle zuzulassen“, un Ina  $ hat den Grundsatz der Unabsetz-
ausgedehnt, iın welchen dieser das Zusammenleben AUuUsSs arkeıt der Richter iınsofern bejaht, als Rıichter nıcht nach
Gründen, die außerhalb seiıner oder ıhrer Verantwortung Gutdünken der Bischöfe entlassen werden können.
lıegen, nıcht mehr tortführen annn Dıie Bestiımmungen Es esteht die Absicht, dıe Prozeßverfahren vereiın-
des Canons 1125 wurden durch die Norm ErSEeTZT, da{(ß tachen und jedem Gläubigen eınen siıcheren Rechtsschutz
eın ın Polygamıe ebender Ungetaufter, der katholisch garantıeren. Man muß dabei jedoch nach eiınem Gleich-
wiırd un schwerlich mi1t seiner ersten Gattın verheiratet gewicht suchen zwischen der Anpassung landesbedingte
leiben kann, MIt einer seiner Frauen nach der Taute den Tradıtionen un Gesetzgebungen (besonders bezüglich der
Ehekonsens kann, nötigenfalls mMıt Dıspens VO  $

Konfess10ns- oder Kultusverschiedenheıit. Sıind diese Be- Beweisführung und der Art der Prozeßführung) un!: der
notwendıgen Einheitlichkeit des kirchlichen Prozeßrechts.

dingungen nıcht erfüllt, mufß die Sache dem Heilıgen Stuhl Denn Einheitlichkeit iın den wesentlichen ügen 1St —

vorgelegt werden. Dıie iın der Praxıs bereits se1it längerem erläfßlıch einmal Nn der hierarchischen Struktur der
üblichen Anwendungen der Bestimmungen des Canons kirchlichen Gerichte, sodann SCH des Rechtsanspruchs
1125 wurden damıt berträchtlich eingeschränkt. e1ines jeden Gläubigen, seiıne Angelegenheıt direkt dem
Bezüglıch der Auflösung zugunsten des Glaubens (in favo- Heıilıgen Stuhl unterbreıten. (Zu der ohl wichtigsten
Tem fide1) wurde NUur der Grundsatz formulıiert: ıne Ehe, Arbeit dieser Studiengruppe, nämlıi:ch dem Entwurf ZUur
die VO  ; Partnern eingegangen wurde, VO  $ denen wen1g- Einführung der VO  - Verwaltungsgerichtsbarkeit in der

einer nıcht getauft 1St, annn VO aps ZUgunNsStenN Kirche, vgl Klaus Lüdicke, „Von Nutzen für die Kirche?
des Glaubens aufgelöst werden, vorausgesetZtL, da{ß die Chancen eıner kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit“
Ehe nıcht nach der Taufe beider Partner vollzogen wurde. [ HK, Junı 1974, 04—3091. Erwähnung verdient auch
Das Verfahren wird 1 Prozeßrecht geregelt. die Einführung eınes Summar-Prozesses.
Die Normen über die Trennung der Ehepartner
Aufrechterhaltung des Ehebandes wurden formulıiert,

Strafrechtdaß sS$1e eın den tatsächlichen Ursachen näherstehendes Ur-
teıl über die Motive ermöglichen. Überdies 1st vorgesehen,

Auch 1er WAar Man bestrebt, 1n das allgemeıne Recht NUurda{fß auch 1m Falle VO  i Ehebruch die Trennung nıcht NOLT-

wendig definitiv se1ın muß die unbedingt notwendigen allgemeın geltenden Normen
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aufzunehmen un: ine eventuel]l nötige Spezifizierung der geben werden, dafß die Bıtte Nachla{ einer Strate oder
partikulären Gesetzgebung überlassen. der Nachlaß selbst den Namen des Bittstellers mOßg-

lıchst schont.
Allgemeine Grundsätze: Das Stratrecht wırd auf den Strafen für bestimmte Vergehen: Hıer sınd NUur solche Ver-
Rechtsbereich beschränkt:; der Gewissensbereich wurde gehen aufgenommen worden, die AUuUS eiınem bestimmten
möglıchst unberührt gelassen. Nıchtkatholische Christen rund durch eın einheıtliches, VO: apst selbst erlassenes
unterliegen keinen iırchlichen Strafen. Die Anwendung (sesetz ın der Gesamtkirche NTE} Strafandrohung gestellt
des Strafrechts wurde möglıchst eingeschränkt: die schwer- werden sollen Dabe:i handelt .es sıch die folgenden
sten Straten dürtfen nıcht aufgrund VO  - Partikularrecht Deliktkategorien: gegen die Relıgion un die
oder durch Strafbefehl auferlegt werden;: die kırchliche Einheit der Kirche; die ırchlichen Obrigkeiten
Obrigkeıit soll NUuUr ann das Mittel der Strate anwenden, un: die Freiheıt der Kırche: wıderrechtliche An-
iın sıch tatsächlich als notwendiıg erweılst un WEeNnNn eıgnung VO) ırchlichen Ämtern un widerrechtliche Aus-
andere Miıttel nıchts nutzen; die durch eın Vergehen VO! übung dieser Ämter; alsche Anklagen un Urkunden-
selbst eintretenden Straten poenae latae sententiae) WT1 - fälschung; bestimmte Verpflichtungen;
den eingeschränkt un: dürten durch Partikularrecht oder das Leben un: die Freiheit VO  3 Personen.
Stratbefehl NUuUr 1n außergewöhnlich ernsten Fällen —-

gewendet werden. Zensuren sollen außerst selten Der Entwurt schließt mıiıt der allgemeinen Regel Außer-
gewandt werden;: die Obrigkeıit aMn NUr bei dringender halb der durch diese un: andere Gesetze bestimmten Fälle
Notwendıigkeıt eine 1m allgemeinen 3 festgelegte annn die Übertretung eınes göttlıchen der kirchlichen
Strafe erhöhen:;: der Rıchter annn die Strate mildern der (jesetzes nur durch ıne gerechte Strate oder Buße bestraft
oa erlassen und durch andere Maßnahmen H9 werden, Wenn CS sich ıne sehr ernste Sache handelt,

die besondere Schwere der Übertretung ZuUuUr Strafe ZWIingt
Zum erstenmal wıird der Strafbefehl gENAUCT geregelt: un: wenn eınem schweren Ärgernıs vorzubeugen der
VWer eiınen Befehl mıt Strafandrohung geben kann: welche dieses wiedergutzumachen 1St
Strafen auf diesem Wege nıcht ausgesprochen werden kön-
NCNM, nämlı:;ch bleibende Strafen, Enthebung AUS dem ge1ist-
liıchen Stand, un: unbestimmte Straten. Die Normen für Versuch einer vorläufigen Wertung
die Ausfertigung und die Übermittlung VO  _ Stratbefehlen
und für die Berufung einen Stratbetehl werden 1m Fur ıne sachgemäße Beurteilung der biıs Jjetzt veröftent-
verwaltungsgerichtlichen Prozeßrecht beschrieben. lıchten Arbeitsergebnisse der Studiengruppe 1St das Mate-
Übertretung UuN) Täter: Nur vorsätzliche Übertretung rial noch spärlıch un fragmentarisch. Eınige Be-
wiıird bestraft. Vorsatz wıird nıcht mehr vVOrw«es unterstellt, richte, die über das FEhe- un: das Strafrecht, biıeten
sondern NUur Verantwortbarkeit, VvOorausgeSseTtZT, daß die schon einen ziemliıch vollständigen Überblick; außerdem
Umstände nıcht eher das Fehlen der Verantwortbarkeit gewıinnt INa AausSs ıhnen auch eınen Eindruck VO  3 den
wahrscheinlich machen. Formulierungen der einzelnen Canones. Dıie meısten be-
Strafen: Bereıits verhängte Zensuren treten außer Kraft, schränken sıch jedoch auf einıge große Linıien. Wıe der
wenn das verletzte (Gesetz der die damıt verbundene Zz7weıte Sekretär der Kommuissıon iın einer Pressekonferenz
Sanktion widerrufen wird. urch Berufung ıne über das Grundgesetz der Kirche bemerkte, muß INa  —$ sıch
auferlegte Zensur wiıird diese zunächst aufgehoben. Um VOT Augen halten, daß CR siıch Entwürte handelt;
den Rechtsbereich VO Gewissensbereich trennen, Ver- S$1e gelten als Arbeitspapiere, die nach der Stellungnahme

durch die Bischöfe unı verschiedene andere Instanzen nochbieten Exkommunikation un persönliches Interdikt nıcht
mehr den Empfang der sakramentalen Absolution. Zen- wesentlich geändert werden können. In jedem Fall geht
WEn für Gemeinschaftten un das allgemeine Interdikt AUS dem ZUur Verfügung stehenden Material ganz klar her-
entfallen. Infamie un: Verbot des ırchliıchen Begräbnis- VOT, daß das Z weıte Vatikanische Konzıil ein e1it-
sEes werden als Straten aufgehoben. Die Befugnis der alter für das Kirchenrecht eingeläutet hat
Beichtväter, VO Zensuren entbinden oder die Ver-
pflichtung, sıch eıner Stratfe unterziehen, für vorläufig Der LECUEC Entwurf des Grundgesetzes, VOTr allem die
unwirksam erklären, entfällt, weiıl s1e jederzeit die Tatsache, daß INa  — nıcht den Versuch machen ollte, darın
sakramentale Absolution VO  3 Sünden erteilen können. die Glaubenswirklichkeit der Kirche un hre theologische
Die Auferlegung VO  3 Strafen auf dem Verwaltungswege, Interpretation ın (esetzestexten auszudrücken, vielmehr

durch die Obrigkeit un nıcht durch den Rıchter, ISt die grundlegenden Normen über die Struktur un die
klare Normen gebunden. Organısatıon der Kırche, 1St eine wesentliche Verbesserung

Nachlaß VO  E Strafen: Das sehr komplizierte System des des ursprünglichen Entwurts. Man annn auch den Stand-
kirchlichen Gesetzbuches, das den Nachlafß VO  - Strafen 1n punkt bejahen, dafß 1M kirchlichen echt keine Abhand-
vielen Fällen dem Ortsordinarius oder dem Heıiligen Stuhl Jungen über das Naturrecht un das posıtıve göttliche
vorbehält, enttällt Überdies sollen Garantıen dafür SC- Recht oder über Rechtsphilosophie, ohl aber die prak-
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bewahren, insofern 6S die Aufrechterhaltung eınes be-tischen Normen für das gesellschaftliche Handeln stehen
mussen. Dabei wırd INa aber nıcht versaumen dürfen, stımmten Verhaltens in iıhren Gemeinschaften festlegt. Das
entweder in einer Einleitung ZU Grundgesetz oder in Vermischen VO  - pastoralen und spirituellen Empfehlun-
einer Einführung ZU kiırchlichen Gesetzbuch klar heraus- sCHh un: Ermahnungen, die Rechtsnormen ın der Gemeın-
zustellen, daß sıch die Posıtion des Rechts ın der Kırchen- schaft wahren, stiftet des VWertes un: Ernstes
gemeinschaft sehr wesentlich VO]  3 der des Rechts 1m bürger- der Forderungen, sowohl des geistlıchen Lebens w1e des
lıchen Zusammenleben unterscheidet. Wenn INa  — auch Rechts, NUur Verwirrung. Es besteht dann die Gefahr, daß
zurecht davon absieht, Naturrecht un: posıtıves gOtt- einerselits die spirıtuellen Rıchtlinien als Gesetze un —-

lıches echt 1n Gesetzestexte zwangen, bleibt dererseıits die (jesetze als Rıchtlinien verstanden werden.
dennoch dabeı, da{fß dieses echt 1n der Kirche Geltung Damıt hängt auch die Tendenz USAMIMMECN, 1n die Beschrei-
hat un dafß die Kirchenmitglieder mıiıt hierarchischer und bung der Rechte selbst moralisierende Einschränkungen
richterlicher Gewalt wıe die anderen Mitglieder der Kır- mMiıt aufzunehmen, wodurch das echt einen vollkommen
che mMIt diesem echt übereinstımmen müussen; bleibt wıllkürlichen Inhalt bekommt. Wer ZU Beispiel Nur

auch dabei, da{fß das posıtıve kirchliche Recht VOT dem dann das echt ZU Einspruch hat, wenn seinen Eın-
göttlichen echt zurücktreten muß, Wenn n dazu in Wıder- spruch miıt Ehrfurcht, Weisheit un Vorsicht vorbringt,
spruch geräat. Der Grundsatz des bürgerlichen Rechts, daß der erhält wahrscheinlich in allen Fällen, iın denen INan

VO  a seınem Einspruch nıchts hören wiıll, eın echt. Be1der Rıchter gemäß dem (jesetz rechtsprechen mMU: un:
da{fß sıch die Obrigkeit ausschließlich auf der Grundlage den Rechten der Papste un: Bischöte äßt INnan diese Eın-
des (esetzes Jegıtiımıeren kann, kann für das kirchliche schränkungen denn auch wohlweislich WCS
echt nıcht übernommen werden.

Viele Studiengruppen, wWenn nıcht weıtaus die
Daraus ergibt sıch zugleich, da{fß 1m Kirchenrecht die meısten, haben die Methode praktizıert, die Canones des

Rechtssicherheit 1mM Sınne der Gewißheit darüber, wel- kirchlichen Gesetzbuches der Reıihe nach durchzuarbeiten
un bei jedem einzelnen Canon überlegen, ob er bei-che Normen INa  - sıch n  u halten hat, W 4s die Obrig-

keıt annn un W as S$1e nıcht kann, w1e die Recht- behalten, verändert oder ausgeschieden werden soll Da-
sprechung urteilen soll,; 1n der Kirche eınen weiıt geringeren durch hat INa  - sıch sehr unbewußt un kritiklos
Stellenwert hat als 1mM bürgerlichen Zusammenleben. In Voraussetzungen der alten Gesetzgebung gebunden.
der Kirchengemeinschaft 1St 65 VO:  - 1e] wesentlicherer Be- Die Studıengruppen über das Statut der Gläubigen un
deutung, daß Gewißheit arüber besteht, da{fß die Ver- über die „Institute der Vollkommenheıit“ haben durchaus
waltung rechtmäißiig arbeitet un da{ß nach den rund- über den Sınn und die Wirkung des Rechtes die-

SCr Abschnitte nachgedacht. Demgegenüber tehlt densatzen der Gerechtigkeit echt gesprochen wird, auch
wenn diese Rechtmäßigkeit manchmal außerhalb der Studiengruppen über das Ehe- un: das Strafrecht eıiner
(jesetzestexte begründet 1St oder diesen eventuell Auseinandersetzung MIt den theologischen un: soz10log1-
entgegensteht. hne Einsicht 1n ıne wirkliche Kirchen- schen Fragen, die gerade heute ZUr: Diskussion stehen. Der
rechtstheologie können die posıtıven kanonischen Normen Wunsch wenıgstens einıger Bischöte oder Bischofskonteren-
ıhre Aufgabe nıcht ertfüllen. ZCN, beı der weıteren Beratung der Entwürfe ıne wesent-

lıch größere Berücksichtigung der verschiedenen theologı-
Deshalb 1St der Standpunkt, da{fß 1n eın Kirchenrecht schen Diszıplınen sicherzustellen, i1St mehr als berechtigt.

auch hastorale Rıchtlinien un theologische oder spirituelle Man könnte mi1ıt Fug un echt eine stärkere Beachtung
Begründungen aufgenommen werden sollten wen1g über- der anthropologischen Wıssenschaften, der Psychologie un:
zeugend. Dıiıe Struktur der Rechtsverhältnisse un die der Soziologie, und für verschiedene Materıien auch der
Funktionsweise des Rechts selbst mussen eın kirchliches, bürgerliıchen Rechtswissenschaften ordern. Dafür muüßten
cQhristliches un: evangelisches Zeugn1s darstellen. Um Spezıialısten werden, die miıtten 1n der heutigen
einıge einleuchtende Beispiele ennen Es hat keinen Problematik stehen un die 65 auch WagcC, sıch mıiıt sol-

chen Problemen auseinanderzusetzen. Wenn INnan einfachSınn, Laıien die Fähigkeıt zuzuerkennen, VO  - der Obrig-
eıt als Ratgeber oder Experten gehört werden, der nıcht den Mut dazu hat, kanonische Begrifte Ww1e die

kirchenrechtliche Unauflöslichkeit der Ehe un: Kırchen-den Mitgliedern VO  $ „Instituten der Vollkommenheıit“
die Rechtsverpflichtung aufzuerlegen, nach ıhrer eigenen straten W1e€e Exkommunikation un: Suspension uUuSW. auf
Identität suchen oder sıch nach dem Geist iıhrer Ordens- ıhre heutige evangelische Bedeutung un Wirkung hın
stifter auszurichten. Um die Einspruchsmöglichkeit der untersuchen, begibt sıch das Kirchenrecht wiederum 1in die
Laıien rechtlich garantıeren, annn das B NUur solche Getahr siıch der Wirklichkeit erst dann AaNZUDaSSCNH, wenn

Satzungen wählen, welche die Obrigkeit rechtmäßig diese schon längst wieder der Vergangenheıt angehört.
nıchts ınwenden kann. Das Recht annn für Religio0sen Deshalb waren für die weıtere Arbeit viel mehr un: auch

Peter Hutzingdienlich se1n, ihren eigenen Geıist un ıhre eigene Identität jlüngere Fachkräfte hereinzuzıehen.


